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Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

 

ich danke Ihnen für die Gelegenheit, zu dem Gesetzentwurf „Angleichung der Regel-

altersgrenze von Ministern an Beamte“ Stellung nehmen zu dürfen. 

 

Das Landesbeamtengesetz Schleswig-Holstein sieht, vergleichbar zum Rentenrecht, 

für die Beamtinnen und Beamten grundsätzlich eine Regelaltersgrenze von 67 vor. 

Die Antragsaltersgrenze liegt bei 63 mit Abschlägen von 3,6 % pro Jahr, max. 

14,4 %. Dies und die Übergangsregelungen in §§ 35 Abs. 2 Landesbeamtengesetz, 

88 Beamtenversorgungsgesetz Schleswig-Holstein sollten für die Landesministerin-

nen und Landesminister entsprechend gelten. Eine vergleichbare Empfehlung hatte 

der Landesrechnungshof bereits in Nr. 18 seiner Bemerkungen 2011 gegeben. Da-

ran hält er fest. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

 

Dr. Gaby Schäfer 




